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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Atomaren Abrüstung: 
Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag im Jahr 2005 – Vorbereitung 
der EU auf die dritte Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV (New York, 
26. April bis 7. Mai 2004)

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 42 Absatz 5 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Konferenz der Vertragsstaaten des Nichtverbreitungsvertrags 
im Jahr 2000 die Abrüstungskonferenz (CD) aufgefordert hat, ein geeignetes Hilfsorgan 
einzusetzen, das sich mit der nuklearen Abrüstung beschäftigen soll, wie im vierten der 
dreizehn von der NVV-Überprüfungskonferenz 2000 angenommenen Punkte betreffend 
Artikel VI des NVV festgelegt wurde,

B. in der Erwägung, dass alle Mitgliedstaaten der EU Vertragsstaaten des 
Nichtverbreitungsvertrags sind und dass zwei Mitgliedsländer der EU Kernwaffenstaaten 
im Sinne des NVV sind,

C. in der Erwägung, dass die CD weder innerhalb von drei Jahren nach der 
Überprüfungskonferenz das geforderte Hilfsorgan eingesetzt hat noch dabei ist, dies zu 
tun,

D. in der Erwägung, dass dem Europäischen Parlament stets sehr an der atomaren Abrüstung 
gelegen war und dass es in den letzten Jahren häufig über dieses Thema beraten hat,

E. in der Erwägung, dass zu den neuen Bedrohungen der internationalen Sicherheit der 
Terrorismus, die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, der Verfall von Staaten und 
die organisierte Kriminalität gehören,

F. in der Erwägung, dass das Vertrauen in die internationale Sicherheit davon abhängt, dass 
gemäß Artikel VI des NVV Maßnahmen zur vollständigen nuklearen Abrüstung in den 
offiziellen sowie in den nicht offiziellen Atomwaffenstaaten ergriffen werden,

G. in der Erwägung, dass der NVV weiterhin die maßgebliche Völkerrechtsquelle für die 
nukleare Abrüstung bleibt, deren Durchsetzung einen Zeitplan mit festgesetzten 
Abrüstungsschritten und Fristen erfordert,

H. unter Hinweis auf den Vorschlag von UN-Generalsekretär Kofi Annan, eine internationale 
Konferenz über Abrüstung, einschließlich aller nuklearer Gefahren, abzuhalten,

I. unter Hinweis auf die in jüngster Zeit erzielten Durchbrüche infolge der Beratungen und 
Maßnahmen internationaler Gremien unter Beteiligung der betroffenen Staaten und von 
NGO,

J. unter Hinweis darauf, dass der Hohe Vertreter/Generalsekretär für die GASP, Javier 
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Solana, bei der Vorstellung seines Entwurfs einer Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS) 
im Rat Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen am 16. Juni auch zwei – 
später angenommene – Dokumente mit dem Titel „Grundprinzipien einer Strategie der EU 
gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen“ und „Aktionsplan für die 
Umsetzung der Grundprinzipien einer Strategie der EU gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen“ vorgelegt hat,

K. in der Erwägung, dass im Rat Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen am 
17. November 2003 ein Gemeinsamer Standpunkt betreffend die weltweite Anwendung 
und Stärkung von multilateralen Übereinkünften im Bereich der Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und Trägermitteln angenommen wurde,

L. unter Hinweis auf die vom Europäischen Rat von Brüssel am 12. Dezember 2003 
angenommene neue Strategie der EU gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen,

1. fordert die EU – im Geiste eines „effektiven Multilateralismus“, der Solidarität und in 
Ausführung der Strategie der EU gegen die Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen – auf, in der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV 
gemeinsam Front zu beziehen und einen positiven Beitrag zu den Gesprächen zu leisten;

2. fordert den irischen Ratsvorsitz – zur Unterstützung des Gemeinsamen Standpunkts der 
Union betreffend die weltweite Anwendung und Stärkung von multilateralen 
Übereinkünften im Bereich der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und 
Trägermitteln – auf, in der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV eine Erklärung 
zu dem Gemeinsamen Standpunkt und zu der Strategie der EU abzugeben;

3. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, ihre Gemeinsame Erklärung, 
wonach der „Atomwaffensperrvertrag in seiner Gesamtheit erhalten bleiben muss“, weiter 
mit Fakten zu untermauern;

4. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten zu weiteren substantiellen 
Maßnahmen auf, indem sie in groben Zügen erklären, wie sie ihr im Rahmen der MVW-
Strategie der EU angestrebtes gemeinsames Ziel des „Eintretens für eine stärkere Rolle 
des VN-Sicherheitsrats und des Ausbaus des Fachwissens, um der Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen entgegenzutreten“ erreichen wollen, und wie insbesondere die 
NVV-Vertragsstaaten die einzigartige Verifikations- und Inspektionserfahrung von 
UNMOVIC, etwa im Rahmen eines Verzeichnisses einschlägiger Experten, bewahren 
könnten;

5. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, Vorschläge zu machen, wie 
sie Drittstaaten davon überzeugen könnten, sich an die IAEO-Zusatzprotokolle zu halten, 
nachdem nun alle Mitgliedstaaten diese Protokolle unterzeichnet und ratifiziert haben;

6. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, klarzustellen, wie sie sich 
selbst zur Bereitstellung finanzieller Mittel zur Unterstützung spezifischer Projekte 
multilateraler Einrichtungen wie der IAEO verpflichten könnten;

7. fordert die EU auf, in der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV 2004 und in der 
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Überprüfungskonferenz 2005 vorzuschlagen, dass das geeignete Hilfsorgan für nukleare 
Abrüstung von der CD unverzüglich eingerichtet wird;

8. fordert die EU auf, ihre Absicht zu bekunden, weiter mit dieser Frage befasst zu werden 
und nach alternativen Wegen zu suchen, wie eine internationale Diskussion über nukleare 
Abrüstung gewährleistet werden kann;

9. fordert die EU auf, die notwendigen Koordinierungsmechanismen (die MVW-
Beobachtungsstelle der EU in Verbindung mit dem Situationszentrum der EU) zu 
entwickeln, um sicherzustellen, dass die Nachrichtendienste zum Aufbau von Solidarität 
und Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich Massenvernichtungswaffen 
eingesetzt werden, um einen Uneinigkeit stiftenden und schädigenden Missbrauch von 
Nachrichtendiensten wie während der Irakkrise künftig zu vermeiden;

10. fordert die EU auf, die Frage der nuklearen Abrüstung zu einem ständigen 
Tagesordnungspunkt des Dialogs im Rahmen der Transatlantischen Partnerschaft zu 
machen;

11. unterstützt die von den Bürgermeistern von Hiroshima und Nagasaki initiierte 
internationale Kampagne der Bürgermeister für nukleare Abrüstung;

12. fordert den Rat und die Kommission auf, dem Europäischen Parlament spätestens im 
Juni 2004 einen Fortschrittsbericht über die Ergebnisse der Sitzung des vorbereitenden 
Ausschusses NVV vorzulegen;

13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und allen 
Vertragsstaaten des Atomwaffensperrvertrags zu übermitteln.


